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 Verfassungsbeschwerde der Stadt Reutlingen erfolglos: keine inhaltliche 

Überprüfung der Entscheidung des Landtags, die Stadt Reutlingen nicht 

zum Stadtkreis zu erklären, durch den Verfassungsgerichtshof 
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Der Verfassungsgerichtshof für das Land Baden-Württemberg hat mit soeben 

der Stadt Reutlingen bekanntgegebenem Urteil vom 17. Februar 2020 deren 

Verfassungsbeschwerde gegen die Ablehnung ihres Antrags, sie zum Stadt-

kreis zu erklären, durch den Landtag von Baden-Württemberg als unzulässig 

zurückgewiesen. 

 

A. Sachverhalt 

 

Die Stadt Reutlingen gehört derzeit zum Landkreis Reutlingen. Sie beantragte 

im Juli 2015, sie gemäß § 3 Abs. 1 der Gemeindeordnung für Baden-

Württemberg (GemO) zum Stadtkreis zu erklären. Die Erklärung zum Stadtkreis 

hätte zur Folge, dass die Stadt Reutlingen nicht mehr dem Landkreis Reutlin-

gen angehören würde. 

 

Der Landtag von Baden-Württemberg stimmte in seiner Sitzung am 

20. Dezember 2018 mehrheitlich einem Entschließungsantrag zu, der unter an-

derem die Feststellung enthält, „dass nach umfassender Abwägung aller für 

und gegen eine Gebietsänderung sprechenden entscheidungserheblichen As-
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pekte keine überwiegenden Gründe des öffentlichen Wohls für eine Erklärung 

der Stadt Reutlingen zum Stadtkreis sprechen“. 

 

Mit ihrer Verfassungsbeschwerde vom 29. Januar 2019 macht die Stadt Reut-

lingen geltend, die Ablehnung ihres Antrags verletze Rechte, die ihr die Lan-

desverfassung als Gemeinde gewähre. 

 

B. Wesentliche Erwägungen des Verfassungsgerichtshofs 

 

Der Verfassungsgerichtshof hat entschieden, dass die Verfassungsbeschwerde 

unzulässig ist. Die Stadt Reutlingen ist nicht beschwerdefähig; sie kann mit ei-

ner Verfassungsbeschwerde nach § 55 Abs. 1 des Gesetzes über den Verfas-

sungsgerichtshof nicht die Verletzung von Rechten geltend machen, die ihr die 

Landesverfassung als Gemeinde gewährt. Die Entstehungsgeschichte der Vor-

schriften über die Verfassungsbeschwerde belegt, dass dieser Rechtsbehelf le-

diglich die Rechtsschutzmöglichkeiten der Träger der in der Landesverfassung 

enthaltenen Grundrechte und sonstigen subjektiven Rechtspositionen verbes-

sern, nicht aber den Rechtsschutz der Gemeinden erweitern soll. Dass die Lan-

desverfassungsbeschwerde das landesrechtliche Pendant zur Verfassungsbe-

schwerde beim Bundesverfassungsgericht sein soll, zieht sich wie ein roter Fa-

den durch den gesamten Gesetzentwurf zur Einführung der Landesverfas-

sungsbeschwerde. Auch den parlamentarischen Beratungen lag diese Vorstel-

lung zugrunde.  

 

Der Verfassungsgerichtshof hat weiterhin entschieden, dass die von der Stadt 

Reutlingen für den Fall der Unzulässigkeit einer Verfassungsbeschwerde der 

Sache nach erbetene Behandlung des Verfahrens als ein solches nach Art. 76 

der Verfassung des Landes Baden-Württemberg (LV) ebenfalls nicht zu einer 

inhaltlichen Überprüfung der Entscheidung des Landtags über ihren Antrag auf 

Erklärung zum Stadtkreis führt. Die Stadt Reutlingen hat im vorliegenden Ver-

fahren selbst betont, dass sie nicht davon ausgeht, einen Anspruch gerade auf 

Erlass des Gesetzes nach § 3 Abs. 1 GemO zu haben. Sie räumt damit der Sa-

che nach ein, dass die derzeitige Gesetzeslage verfassungsgemäß ist. Ein An-
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trag nach Art. 76 LV kann jedenfalls nur gegen eine verfassungswidrige Geset-

zeslage gerichtet werden. 

 

 
Zitierte Rechtsvorschriften 
 
Art. 76 der Landesverfassung: 

Gemeinden und Gemeindeverbände können den Verfassungsgerichtshof mit 
der Behauptung anrufen, daß ein Gesetz die Vorschriften der Artikel 71 bis 75 
verletze. 
 
§ 55 Abs. 1 des Gesetzes über den Verfassungsgerichtshof: 

Jeder kann mit der Behauptung, durch die öffentliche Gewalt des Landes in ei-
nem seiner in der Verfassung des Landes Baden-Württemberg enthaltenen 
Rechte verletzt zu sein, die Verfassungsbeschwerde zum Verfassungsgerichts-
hof erheben, soweit nicht Verfassungsbeschwerde zum Bundesverfassungsge-
richt erhoben ist oder wird. 
 
§ 3 Abs. 1 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg: 

Durch Gesetz können Gemeinden auf ihren Antrag zu Stadtkreisen erklärt wer-
den. 

 

 
Der Verfassungsgerichtshof 
 
Der Verfassungsgerichtshof für das Land Baden-Württemberg entscheidet im 
Rahmen gesetzlich geregelter Verfahren über die Auslegung der Landesverfas-
sung. Die Entscheidungen ergehen regelmäßig durch neun Richterinnen und 
Richter. Drei Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs sind Berufsrichter. Drei 
Mitglieder müssen die Befähigung zum Richteramt haben. Bei drei weiteren 
Mitgliedern muss diese Voraussetzung nicht vorliegen. Der Verfassungsge-
richtshof entscheidet unter dem Vorsitz seines Präsidenten. Die Richterinnen 
und Richter des Verfassungsgerichtshofs sind ehrenamtlich tätig. 
 


